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Vorwort des Präsidenten 
Sehr geehrte Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Gruppenwasserversorgung Unterer Leberberg (GWUL) ist seit Jahrzehnten ein verlässli-
cher Partner Ihrer Gemeinde. Die heutigen Verbandsstrukturen und die technischen Anlagen 
wurden grösstenteils bereits in den 1960er Jahren erstellt. Damals wurden zwar gemein-
same Anlagen errichtet, es wurde hingegen versäumt, eine gleichwertige Partnerschaft unter 
den Mitgliedern zu schaffen. Im Verbandsgebiet betreiben heute acht Trägerschaften – die 
GWUL selber und die sieben Verbandsgemeinden – in unterschiedlichem Ausmass gleichar-
tige Anlagen, sodass die GWUL für jede Gemeinde eine andere Bedeutung hat: Während 
einige Gemeinden alles Wasser von der GWUL beziehen, stellt die GWUL für andere Ge-
meinden nur Zuschusswasser bereit. Oder die meisten Gemeinden müssen eigene Reser-
voire betreiben, die anderen hingegen nutzen nur die Reservoire der GWUL. Es liegt auf der 
Hand, dass bei einer solch heterogenen Wasserversorgungsstruktur die dringend notwen-
dige Gesamtschau über das ganze Verbandssystem in den Hintergrund rückt und sich unser 
Verband zunehmend mit organisatorischen Schwierigkeiten konfrontiert sieht. 
Die Verwaltungskommission der GWUL suchte daher nach einer zukunftsfähigen Verbands-
struktur. Nach zwei Jahren intensiver Arbeit sind wir überzeugt, zusammen mit Ihnen eine 
ausgewogene und zeitgemässe Lösung gefunden zu haben. Mit der neuen GWUL wird ein 
Verband mit gleichwertigen Partnern geschaffen. Künftig werden alle Gemeinden dieselben 
Leistungen von der GWUL beanspruchen und dafür den gleichen Preis bezahlen, denn alle 
Verbandsgemeinden werden das gesamte Trink-, Brauch- und Löschwasser von der GWUL 
beziehen. Dazu übernimmt die GWUL sämtliche Quellwasserfassungen, Pumpwerke, Reser-
voire, Steuerungsanlagen und Hauptleitungen der Gemeinden. Aus heute acht Betreibern 
von sogenannten Primäranlagen wird eine einzige Trägerschaft – unbestritten eine wesentli-
che Vereinfachung! Die Feinverteilung des Wassers hin zu den Konsumentinnen und Konsu-
menten wie auch die Gebührenerhebung bleiben aber Gemeindeaufgaben. 
Die Verwaltungskommission ist überzeugt, dass unser Verband mit der neuen und vielerorts 
bewährten Organisationform seine Aufgaben im Interesse aller Verbandsgemeinden best-
möglich, effizient und wirtschaftlich optimiert wahrnehmen kann. Es ist verständlich, dass der 
dafür notwendige Transformationsprozess einer historisch gewachsenen, gut funktionieren-
den und regional bereits vernetzten Wasserversorgung schwierig ist. Dieser Prozess ist aber 
unumgänglich und kommt nur zustande, wenn ihm alle Gemeinden zustimmen. Für dieses 
Verständnis, Ihre Unterstützung und für Ihre Bereitschaft zu Gunsten des Ganzen auch ei-
gene Interessen einzuschränken, dankt Ihnen die Verwaltungskommission herzlich. 
 

 
 
    
Rainer Hug 
Präsident GWUL   
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1. Ausgangslage 
Der Zweckverband Gruppenwasserversorgung Unterer Leberberg (GWUL) ist ein hybrider 
regionaler Primärversorger, der aus sieben Verbandsgemeinden besteht. Das bedeutet, 
dass zusätzlich zur GWUL auch die Gemeinden eigene Primäranlagen betreiben, also Was-
serbeschaffungsanlagen, Stufenpumpwerke, Transportleitungen, Reservoire sowie Mess-, 
Steuerungs- und Regelanlagen. Drei Gemeinden verfügen über eigene Quellen. Drei Ge-
meinden beziehen das Wasser vollständig von der GWUL. Eine Gemeinde bezieht von der 
GWUL nur dann Wasser, wenn von der Nachbargemeinde mit eigener Quelle nicht ausrei-
chend Wasser bezogen werden kann. Dieser Zustand ist historisch gewachsen, stösst aber 
bei der GWUL wie auch bei vergleichbaren Organisationen systembedingt zunehmend auf 
Schwierigkeiten. Diese treten namentlich auf bei den Schnittstellen von Ersatz- und Neuin-
vestitionen, sowie bei der Mitbenutzung von gemeindeeigenen Primäranlagen, weil dafür in-
terne Verträge abgeschlossen werden müssen. Aber auch bei der Verteilung der Investitio-
nen und der jährlichen Betriebskosten erweist sich die gegenwärtige Regelung als schwerfäl-
lig und nicht zeitgemäss. Die GWUL hat deshalb 2016 beschlossen, eine Neustrukturierung 
in die Wege zu leiten. Dabei steht die Beseitigung der Nachteile einer Hybridwasserversor-
gung im Vordergrund, die über kurz oder lang zu einem nur schwer rückgängig zu machen-
den Flickwerk führt. 
 
2. Grundlagenstudie 
2.1 Auftrag 
Die Verwaltungskommission der GWUL hat drei Varianten definiert, für welche die rechtli-
chen, technischen und finanziellen Konsequenzen auf die Gemeinden verglichen werden 
sollen. Es sind dies: 

Variante 1: Übertragung aller Primäranlagen der Verbandsgemeinden an die GWUL 
                   zu Eigentum, Betrieb und Unterhalt, allenfalls auch zur Stilllegung 

Variante 2: Übertragung aller Primäranlagen der GWUL und der Verbandsgemeinden an die 
Wasserverbund Region Solothurn AG (WARESO), die heute aus der Regio Ener-
gie Solothurn (RES) und der Einwohnergemeinde Zuchwil besteht. 

Variante 3: Status quo optimiert, ohne Eigentumswechsel von Anlagen 

2.2 Ergebnisse 
Die Verwaltungskommission hat am 12.9.2016 die Projektpartner Finances Publiques AG 
(Projektleitung und Betriebswirtschaft), juKom Beratung GmbH (Recht) und Emch+Berger 
AG (Technik) beauftragt, eine Grundlagenstudie auszuarbeiten. Damit sollten die Organe der 
GWUL und der Gemeinden die notwendigen Grundlagen für die zu fällenden Entscheide er-
halten, ob und für welche Variante in der nächsten Projektphase abstimmungsreife Doku-
mente auszuarbeiten sind. Die Studie diente auch der Einholung der Mitberichte der kanto-
nalen Fachämter. 
Die Grundlagenstudie wurde am 20.12.2016 abgeliefert mit folgendem zusammenfassenden 
Ergebnis: 
Variante 1 
Diese kann in Angriff genommen werden, sobald die statutarischen Voraussetzungen erfüllt 
sind. Bedingt durch die unterschiedliche Besiedlung und Topographie der Verbandsgemein-
den, sind die Bestände an Primäranlagen sehr heterogen. Dies führt unmittelbar nach den  
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Übertragungen an die GWUL zu unterschiedlichen Kostenfolgen für die Gemeinden. Dieser 
Effekt ist nicht zu umgehen. Aber es muss berücksichtigt werden, dass künftige Investitionen 
aus einer Hand wesentlich wirtschaftlicher werden. Zudem werden der Betrieb und das kom-
plizierte Innenverhältnis unter den Verbandsgemeinden vereinfacht, da künftig alle Gemein-
den das Wasser zu gleichen Bedingungen von der GWUL beziehen. Nachteilig ist, dass der 
ungünstig gelegene Brunnen XI weiter betrieben und die Versorgungssicherheit durch die 
WARESO sichergestellt werden muss. 
Variante 2 
Diese Variante muss in 2 Untervarianten 2A und 2B aufgeteilt werden, wobei die letztere nur 
die Übertragung der Primäranlagen der GWUL umfasst. Die erweiterte Variante 2A könnte 
aber nicht in einem Schritt realisiert werden und setzt die Bereitschaft aller Gemeinden vo-
raus, der WARESO beizutreten. Die auf die GWUL beschränkte Variante 2B hingegen 
könnte sofort umgesetzt werden. Aus der Sicht der Projektverfasser sollte diese weiter ver-
folgt werden. 
Variante 3 
Die Optimierung besteht nebst der Aktualisierung der Statuten darin, die gesamten Wasser-
verbräuche der Gemeinden in die Kostenverteilung einzubeziehen, ihnen aber das eigenpro-
duzierte Wasser zu einem zu vereinbarenden Ansatz finanziell gutzuschreiben. Diese Me-
thode glättet die Kosten mit zunehmenden prozentualen Gutschriftenansatz. Sie könnte um-
gesetzt werden, sobald die notwendigen statutarischen Anpassungen beschlossen sind. Der 
gewichtige Nachteil ist allerdings, dass die Gemeinden mit Ausnahme von Luterbach weiter-
hin in eigene Primäranlagen investieren und diese betreiben müssten. Auch die internen Mit-
benützungs- und Durchleitungsverträge unter den Gemeinden blieben bestehen. Diese Vari-
ante ist deshalb nicht weiter zu verfolgen. 
 
3. Vorgehen Entscheidungsfindung 
Am 10.1.2017 wurde die Grundlagenstudie an einer Behördeninformation präsentiert und 
diskutiert. Nachfolgend führte die GWUL eine umfassende Vernehmlassung bei den Ge-
meinden durch. Ebenfalls einbezogen wurden die kantonalen Ämter für Umwelt (AfU) und für 
Gemeinden (AGEM). Begleitend wurden mit allen Gemeinderäten und Fachkommissionen 
ausführliche Gespräche geführt. Für einzelne Gemeinden wurden auf diese bezogene ver-
tiefte Analysen der Kostenfolgen durchgeführt. Auch mit der WARESO, als mögliche zukünf-
tige Trägerin der Primäranlagen, fanden Vorgespräche statt. 
Die Vernehmlassung bei den Gemeinden ergab als weiteres Vorgehen, dass die Mehrheit 
die Variante 1, die Minderheit die Variante 2B zur Umsetzung empfahl. Die Verwaltungskom-
mission beschloss deshalb, die Umsetzung der Variante 1 einzuleiten. Diese bezweckt die 
interne Neustrukturierung der GWUL, indem sie künftig als alleinige Trägerschaft des Primär-
systems auftreten soll. 
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Die GWUL erreicht damit folgende Ziele: 

a. Dringend notwendige neue Organisationsgrundlagen werden beschlossen (Statuten 
und neuer Kostenverteiler).  

b. Das Risiko von aus der Sicht der GWUL falschen Entscheidungen der Gemeinden 
wird vermieden (vorgezogene unnötige Eigeninvestitionen in Primäranlagen, zuneh-
mende interne vertragliche Bindungen).  

c. Die Zahl der beteiligten Akteure sinkt. Dadurch werden die Zuständigkeiten und Ver-
antwortungen gebündelt. 

d. Die Entscheidungswege sind wesentlich kürzer. Verträge im Innenverhältnis fallen 
weg. 

e. Die Gesamtschau erlaubt eine zuverlässige Investitions- und Desinvestitionsplanung, 
die nicht von momentanen Bedürfnissen der Gemeinden geprägt ist. 

f. Alle Gemeinden werden gleich behandelt und bezahlen denselben Leistungs- und Ar-
beitspreis. 

g. Der Betrieb wird übersichtlicher und einfacher. 
h. Die Gemeinden behalten die Erschliessungs- und Gebührenhoheit. 

Die Verwaltungskommission beauftragte am 27.3.2018 dieselben drei Projektpartner, einen 
Bericht zur Entscheidungsfindung für die Umsetzung der Variante 1 auszuarbeiten, der die 
Grundlage und Voraussetzung des vorliegenden Berichts bildet. 
 
4. Technik 
4.1 Grundlagen 
Für die Kostenberechnungen wurden die Wiederbeschaffungswerte und deren Restwerte    
(= Zeitwerte) der Anlagen der GWUL und der Verbandsgemeinden ermittelt. Zudem wurden 
die Wasserverbräuche für die Kostenverteilung benötigt. Zur Verfügung standen die Jahres-
verbräuche von 2017. Für die Verteilung der festen Kosten werden die 10 höchsten Tages-
verbräuche benötigt (= TOP 10). Da diese noch nicht gemessen werden, wurde für alle Ge-
meinden als Erfahrungswert die 1.4-fachen mittleren Tagesverbräuche angenommen. 

4.2 Planungen 
Alle Verbandsgemeinden verfügen über Generelle Wasserversorgungsplanungen (GWP), 
die vor allem den Sanierungsbedarf bei bestehenden Anlagen aufzeigen. Auch für die GWUL 
besteht ein GWP-Entwurf. Diese Planungen werden für den Übertragungsprozess nicht 
überarbeitet, da dies mit erheblichen Unsicherheiten verbunden wäre. Die Planungen der  

  

GWUL heute GWUL neu strukturiert 
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Gemeinden sind heute nicht aufeinander abgestimmt und es besteht für deren koordinierte 
Umsetzung noch keine zuständige Instanz. Zudem ist für die Übertragungsprozesse der heu-
tige Zustand massgebend. Dazu finden sich in den Anhängen 1 und 2 ein detaillierter Über-
sichtsplan und ein Funktionsschema. Diese zeigen den Umfang und die Verschiedenartigkeit 
des Systems, das es zu harmonisieren gilt. 
 
5. Kosten und Finanzen 
5.1 Methoden 
In der Grundlagenstudie wurden zwei Methoden angewandt, nämlich die Ermittlung und Ver-
teilung der betriebswirtschaftlichen Vollkosten und die Auswertung der Finanzbuchhaltungen 
von 2015. In der Umsetzungsphase beschränkt man sich auf letztere, da es um die unmittel-
baren Kostenfolgen der Übertragungsprozesse geht. Allerdings wurden sie mit den Werten 
der Rechnungen von 2017 aktualisiert. Zudem konnten die Berechnungen dank seither zu-
sätzlich ausgewerteter Grundlagen vertieft werden. Die ausgewerteten Erfolgsrechnungen 
finden sich im Anhang 3. 
5.2 Kostenverteilung 
In der öffentlichen Wasserversorgung sind die verbrauchsunabhängigen festen Kosten im-
mer wesentlich höher als die verbrauchsabhängigen variablen Kosten. Im Fall der GWUL be-
trägt das Verhältnis 85/15 %. Deshalb müssen die festen Kosten nach dem für die Ausle-
gung der Anlagen massgebenden Kriterium verteilt werden. Das sind für die Primäranlagen 
die Tagespitzenverbräuche. Damit nicht einzelne Ausreisser (z.B. Brandfälle) bestimmend 
werden und da die Reservoire die Spitzen dämpfen, wird der Durchschnitt der 10 höchsten 
Tagesverbräuche (= TOP10) eines Jahres für die Verteilung der festen Kosten gewählt (= 
Leistungspreis). Die variablen Kosten hingegen werden gestützt auf die Jahresverbräuche 
verteilt (= Arbeitspreis). Diese Methode hat sich bei vielen regionalen Primärversorgern un-
angefochten bewährt. 

5.3 Status von BIOGEN 
Im Jahr 2019 nimmt die Firma BIOGEN den Produktionsbetrieb auf. Es ist zu erwarten, dass 
ihr Wasserbedarf beträchtlich sein wird, den die Firma allerdings erst geschätzt hat. Diese 
Verbräuche werden für die Kostenverrechnung durch die GWUL zu den Verbräuchen der Ge-
meinde Luterbach addiert, da Luterbach die Firma mit Wasser beliefert und dafür die Gebüh-
ren erhebt. In den Kostenvergleichen im Abschnitt 5.5 werden jedoch nur die Kostenanteile 
der Gemeinde Luterbach ohne den Anteil BIOGEN dargestellt, um sie mit den anderen Ge-
meinden vergleichen zu können. Je nach der Höhe des Wasserbezugs von BIOGEN kann die 
GWUL mehr oder weniger erheblich finanziell entlastet werden, wie das nachstehende Dia-
gramm zeigt: 
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5.4 Übertragungsmodalitäten 
Für die Übertragung ihrer Primäranlagen an die GWUL müssen die Verbandsgemeinden ent-
schädigt werden. Um Bilanzgewinne zu vermeiden, wären die Bestände der Verwaltungsver-
mögen als Übertragungswerte naheliegend. Die Schwierigkeit ist, dass diese Bestände in 
den Bilanzen nicht separat für die Primär- und Sekundäranlagen ausgewiesen werden und 
die Gesamtbestände wegen individuell unterschiedlichen Abschreibungen uneinheitlich ent-
standen sind. Deshalb muss eine Näherungsmethode angewandt werden, indem den Über-
tragungswerten zwar die Zeitwerte (= Wiederbeschaffungs-Restwerte) der Anlagen zugrunde 
gelegt werden. Aber um unerwünschte und sachlich nicht gerechtfertigte Geldflüsse zu ver-
meiden, wird davon nur ein prozentualer Anteil abgegolten, der so gewählt wird, dass alle 
Gemeinden mindestens die geschätzten Verwaltungsvermögen der Primäranlagen auf ein-
mal abschreiben können.  
Die so ermittelten Übertragungswerte werden als zinslose Darlehen abgegolten, die tran-
chenweise in Form von Gutschriften auf den Jahreskosten amortisiert werden. So werden 
unbeliebte direkte Ausgleichszahlungen unter den Gemeinden vermieden.    
Die in der nachstehenden Tabelle dargestellten abzugeltenden Anteile der Zeitwerte werden 
für die abzuschliessenden Übertragungsverträge mit den Bilanzwerten in den Rechnungen 
von 2019 aktualisiert. Die detaillierte Berechnungstabelle für 2017 findet sich im Anhang 4. 

 

 
5.5 Kostenvergleiche 
Wie die Grundlagenstudie von 2016 bereits gezeigt hat, werden durch die Übertragung der 
Primäranlagen vorab die Gemeinden Balm und Hubersdorf finanziell entlastet. Umgekehrt 
erfährt die Gemeinde Luterbach die höchsten Mehrkosten, weil sie praktisch keine eigenen 
Primäranlagen einbringt. Die übrigen Gemeinden weisen Kostendifferenzen von wenigen 
Prozenten auf, die innerhalb der Berechnungsgenauigkeit liegen. Die detaillierten Berech-
nungen gestützt auf die Jahresrechnungen und die Wasserverbräuche von 2017 finden sich 
im Anhang 5. 
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Ergebnis ergibt sich aus der Auswertung der Finanzbuchhaltungen von 2017. Ein wesentli-
ches Ziel der Neustrukturierung der GWUL ist die Gleichbehandlung der Verbandsgemein-
den. Nach der Übertragung ihrer Primäranlagen wird das Wasser vollständig von der GWUL 
bezogen. Der Gestehungspreis für diesen Bezug hätte 2017 einheitlich 60 Rp./m3 betragen. 
Unterschiedlich hoch sind natürlich die Gestehungspreise für die den Gemeinden verbleiben-
den Leitungsnetze. Immerhin werden auch diese geglättet. Ausgenommen sind Riedholz, die 
hohe Einlagen in die Spezialfinanzierung Eigenkapital tätigt und Rüttenen, die für das Gebiet 
Steingrube weiterhin auch Wasser von der Regio Energie Solothurn bezieht. 
 

 
Die so ermittelten Gestehungspreise sind eine betriebswirtschaftliche Kenngrösse haben mit 
den tariflichen Verbrauchsgebühren nur indirekt zu tun. Denn diese beziehen sich nicht auf 
die produzierte, sondern auf die tiefere verkaufte Wassermenge. Und die Wassertarife ent-
halten auch andere Gebührenarten wie Anschluss-, Grund- und Löschgebühren zur Deckung 
der Aufwände. 
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6. Rechtliches Konzept 
6.1 Statuten 
Diese müssen umfassend revidiert werden, um den Anforderungen der Neustrukturierung 
und den heutigen gesetzlichen Vorgaben zu genügen. Der vollständige Entwurf findet sich in 
Beilage 1. Nachstehend werden die wesentlichsten Bestimmungen erläutert: 

- § 2 Zweck: Die GWUL ist künftig für alle Primäranlagen zuständig, nachdem sie 
diese von den Gemeinden übernommen hat. 

- § 4 Pflichten der Verbandsgemeinden: Diese beziehen mit wenigen genannten 
Ausnahmen sämtliches Wasser von der GWUL.  

- § 7 Allgemeine Rechte: Die Verbandsgemeinden beschliessen über Statutenände-
rungen, wobei die wesentlichen Bestimmungen der Einstimmigkeit unterliegen.  

- § 8 Politische Rechte: Alle einmaligen Ausgaben über 2 Mio. CHF müssen von den 
Gemeindeversammlungen bewilligt werden. Erforderlich ist die Zustimmung von zwei 
Dritteln aller Gemeinden. Für Ausgaben von über 1- 2 Mio. CHF gilt ein fakultatives 
Referendum (ein Zehntel der Stimmberechtigten aller Gemeinden oder fünf Gemein-
deräte). 

- § 10-16 Delegiertenversammlung: Jede Verbandsgemeinde erhält vorab eine Dele-
giertenstimme, sowie eine zusätzliche Stimme pro 900 Einwohner. Die Delegierten-
versammlung entscheidet über die wesentlichen Aufgaben des Verbandes und ist zu-
ständig für einmalige Ausgaben über CHF 200‘000.-- bzw. für wiederkehrende Aus-
gaben von über CHF 50‘000.--, die nicht in der Kompetenz der Verbandsgemeinden 
liegen. Die Delegiertenversammlung fasst alle ihre Beschlüsse mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Die Delegiertenstimmen werden von Perso-
nen vertreten, die von den einzelnen Gemeinden bestimmt werden. 

- § 18-21 Vorstand: Dieser besteht aus dem Präsidenten und je einer Vertretung jeder 
Verbandsgemeinde. Präsidium und Vizepräsidium werden von der Delegiertenver-
sammlung gewählt. Der Vorstand besorgt alle Geschäfte, für die nicht ein anderes 
Organ zuständig ist.  

- § 30 Finanzierung: Der Verband finanziert sich selbst mit Beiträgen der Verbandsge-
meinden, durch die Kapitalbeschaffung auf dem Markt und durch sonstige Beiträge 
und Zuwendungen, wie beispielsweise auch Wasserverkäufe und Lieferungsverträge. 

- § 33 Leistungspreis: Dieser deckt die festen Kosten des Verbands. Er wird in Fran-
ken pro m3 und Tag berechnet, bezogen auf die massgebenden Spitzentagesbezüge 
der Verbandsgemeinden. Als massgebend gilt das arithmetische Mittel der 10 höchs-
ten Tagesbezüge aller Verbandsgemeinden während eines Kalenderjahres Erhöhte 
Wasserbezüge durch Brandfälle und Leitungsbrüche werden auf Antrag der betref-
fenden Verbandsgemeinde in der Regel nicht berücksichtigt. 

- § 34 Arbeitspreis: Dieser deckt die variablen Kosten des Verbands. Er wird in Fran-
ken pro m3 berechnet, bezogen auf die Jahreswasserbezüge aller Verbandsgemein-
den. 

- § 39 Kündigung: Jede Verbandsgemeinde kann nach einer Kündigungsfrist von 2 
Jahren aus dem Verband austreten. 

- § 40 Inkrafttreten: Die neuen Statuten treten am 1.1.2020 in Kraft, sofern ihnen alle 
Verbandsgemeinden zugestimmt haben und sie der Regierungsrat des Kantons Solo-
thurn sowie das Amt für Wasser und Abfall (AWA) des Kantons Bern genehmigt ha-
ben. 
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6.2 Verträge 
Im Zuge der Neustrukturierung müssen folgende Verträge abgeschlossen oder aufgehoben 
werden: 

a. Übertragungs- und Darlehensverträge: Diese Verträge muss die GWUL mit jeder 
Verbandsgemeinde einzeln abschliessen. Eine Übersicht der zu übertragenden Anla-
gen ist im Anhang 6 dargestellt. Für jede Gemeinde liegt ausserdem ein Vertragsent-
wurf als Beilage 2 bei. Die Gemeindeversammlungen müssen die Verträge genehmi-
gen und die Gemeinderäte ermächtigen, sie umzusetzen. 

b. Kaufverträge: Das betrifft insbesondere die Kaufverträge und die Übertragung der 
dinglichen Rechte (bebaute und unbebaute Grundstücke, Quellenrechte und andere 
Dienstbarkeiten). Die Unterzeichnung dieser Verträge fällt in die Zuständigkeit der 
Gemeinderäte. 

c. Verträge unter Verbandsgemeinden: Sämtliche internen Verträge unter den Ver-
bandsgemeinden über die Mitbenützung von Anlagen, die Lieferung oder die Durch-
leitung von Wasser müssen aufgehoben werden. Dafür müssen die Gemeindever-
sammlungen ihren Gemeinderäten den Auftrag und die Ermächtigung erteilen. 

 
7. Beschlussfassungen 
7.1 Auswertung der Vernehmlassungen 
Nach einer vorherigen weiteren Behördeninformation wurde zum Bericht Entscheidungsfin-
dung vom 25.5.2018 eine zweite Vernehmlassung bei den Gemeinderäten und den beiden 
kantonalen Amtsstellen durchgeführt. Die Vernehmlassungen fielen vom Detaillierungsgrad 
her und inhaltlich sehr unterschiedlich aus, von der vorbehaltlosen Zustimmung bis zu aus-
führlich begründeten Einwänden und ausformulierten Gegenanträgen. Vorbehaltlos waren 
nur drei Gemeinden mit der Umsetzung der Variante 1 einverstanden. Aber auch die zustim-
menden Gemeinderäte - mit Ausnahme von Riedholz - hatten Vorbehalte, vor allem zu statu-
tarischen Bestimmungen. Die Zusammensetzung des Vorstandes und der Delegiertenver-
sammlung werden beanstandet, aber teilweise auch die Finanzkompetenzen der Organe. 
Daneben gab es noch eine Reihe Bemerkungen und Anträgen zu anderen Themen. Keine 
Schwierigkeiten bereiteten hingegen die Vernehmlassungen von AfU und AGEM, auch wenn 
dieses einige formal-rechtliche Anpassungen empfahlen oder verlangten. Das Ergebnis lässt 
sich mit folgender Matrix zusammenfassend darstellen: 
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Auf die Vernehmlassung folgte eine intensive Phase mit Aussprachen, Kompromissvorschlä-
gen und zusätzlichen Abklärungen. Am 31.8.2018 trafen sich die Gemeindepräsidenten zu 
einer Arbeitssitzung. Schliesslich wurde unter den Gemeinderäten ein Konsens erreicht, so-
dass Ende Oktober 2018 die Beschlussfassungsphase mit diesem nun vorliegenden Bericht 
eingeleitet werden konnte. 

 7.2 Antrag 

Die Verwaltungskommission beantragt den Verbandsgemeinden: 
a. die Entwürfe zu den Statuten und zum Übertragungs- und Darlehensvertrag durch 

den Gemeinderat (Rüttenen Bürgerrat) zu beschliessen 
b. die beiden Dokumente der nächsten Gemeindeversammlung (Rüttenen Bürgerver-

sammlung) zur Genehmigung zu unterbreiten 
c. durch die Gemeindeversammlung den Gemeinderat zu ermächtigen, die Kaufver-

träge abzuschliessen und allenfalls Verträge mit anderen Verbandsgemeinden über 
die Mitbenützung von Anlagen oder die Wasserlieferung aufzuheben 

 
8. Dank 
Die Verwaltungskommission blickt zurück auf zwei Jahre intensiver Arbeit im Interesse der 
Zukunft der GWUL. Es ist verständlich, dass der vorgesehene Transformationsprozess einer 
historisch gewachsenen, gut funktionierenden und regional bereits vernetzten Wasserversor-
gung schwierig ist. Das ändert nichts daran, dass dieser Prozess notwendig ist und nur zu-
stande kommt, wenn ihm alle Gemeinden zustimmen. Für dieses Verständnis und für Ihre 
Bereitschaft zu Gunsten des Ganzen auch gegenläufige eigene Interessen einzuschränken, 
dankt Ihnen die Verwaltungskommission herzlich. Hoffen wir auf gutes Gelingen! 
________________________________________________________________________ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhänge 

1. Übersichtsplan GWUL 
2. Funktionsschema GWUL 
3. Auswertungen Erfolgsrechnungen 2017 
4. Übertragungsmodalitäten der Primäranlagen 
5. Vergleiche der Jahreskosten 2017 
6. Übersicht der zu übertragenden Primäranlagen 

 
Beilagen 

1. Entwurf neue Statuten 
2. Entwurf Übertragungs- und Darlehensvertrag 

 
 



 
 

12 
 

 
 

Übersichtsplan GWUL                  ANHANG 1 
Alle farbig dargestellten Anlagen und Leitungen werden der GWUL übertragen 
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Funktionsschema GWUL                  ANHANG 2 
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  Auswertung Erfolgsrechnungen 2017                                                ANHANG 3 
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Übertragungsmodalitäten der Primäranlagen         ANHANG 4 
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Vergleiche der Jahreskosten 2017      ANHANG 5 

 



 
 

17 
 

 
   Übersicht der zu übertragendenden Primäranlagen   ANHANG 6 
 
 

 
 
 


